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Text 

Stillhaltefrist und Zuschlagserteilung 

§ 144. (1) Der öffentliche Auftraggeber darf den Zuschlag bei sonstiger absoluter Nichtigkeit nicht 
vor Ablauf der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhaltefrist beginnt mit der Übermittlung bzw. Bereitstellung 
der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung. Sie beträgt bei einer Übermittlung bzw. Bereitstellung auf 
elektronischem Weg 10 Tage, bei einer Übermittlung über den Postweg oder einen anderen geeigneten 
Weg 15 Tage. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann den zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung im 
Vergabeverfahren verbliebenen Bietern mitteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt wurde. In dieser 
Mitteilung sind den verbliebenen Bietern die Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes, die 
Auftragssumme sowie die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben, sofern 
nicht die Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen Interessen oder den berechtigten 
Geschäftsinteressen eines Unternehmers widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb 
schaden würde. 
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